Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Christian; lieber Hans Koschnick, liebe Elvira, liebe Freundinnen und Freunde, sehr verehrte Damen und Herren.

Ich gestehe Ihnen: Ich bin sehr unsicher, wie ich heute über den 14. Mai 1948 sprechen soll, über diesen – um es gleich zu sagen, glücklichen – historischen Augenblick; über den Tag, an dem David Ben Gurion, Präsident der Jewish Agency, im Saal des Kunstmuseums von Tel Aviv die Unabhängigkeit des Staates Israel erklärte; am Abend endete das britische Mandat.
Eine Möglichkeit wäre, zum Verständnis des 14. Mai andere Tage in Erinnerung zu rufen. Vor 65 Jahren, am 19. April 1943 begann der jüdische Aufstand im Warschauer Ghetto; daran knüpft der israelische Tag des Gedenkens an die Shoa an, in diesem Jahr am 1. Mai. Der 8. Mai, der Geburtstag Israels nach jüdischem Kalender und zugleich das Ende des Krieges, der von Deutschland als Vernichtungskrieg gegen die Juden geführt worden war. Vor 70 Jahren war die Konferenz von Evian, auf der nicht nur Palästina, sondern auch der Rest der Welt sich den Juden, die um ihr Leben flohen, verschloss.
Für uns bleibt dieser geschichtliche Zusammenhang, von dem auch Angela Merkel vor der Knesset gesprochen hat, unauflösbar. Er wird lebendig im Leben von Hunderttausenden Menschen wie Shlomo Wolkowicz aus Haifa, der uns am 27. Januar im Rathaus die Geschichte seines unglaublichen Überlebens in Polen erzählt hat. Nach seiner Irrfahrt durch Europa im gerade gegründeten Staat Israel angekommen – endlich ohne Hindernisse! –, musste er sofort zur Waffe greifen, um ihn zu verteidigen. Ohne diese Erfahrungen ist Israel, seine Kraft und seine Anspannung, nicht zu verstehen. 
Eine andere Möglichkeit habe ich schnell fallen gelassen: einfach so über den 60. Geburtstag Israels zu sprechen, wie wir über das Jubiläum eines jeden anderen Staates dieser Welt sprechen würden: etwas über die Umstände der Geburt witzeln, ein paar Kinderstreiche erwähnen, das Geburtstagskind im Übrigen aber ehren und loben. Nicht dass es nicht genug zu loben gäbe. Aber das Besondere an dem Geburtstag dieses Staates ist, dass die Berechtigung seiner Existenz an sich immer noch in Frage gestellt wird. Auch am 8. Mai während unserer Feier in der Stadt ist das durch mehrere Gruppen geschehen, durch Plakate und Flugblätter. Die Botschaft war: „Israel raus aus Palästina“. Ich bin nicht sicher, ob meine Bemerkungen heute das richtige Thema sind, aber ich werde darüber reden. Bei Geburtstagen darf man wohl auch über Vorgeschichten sprechen und nicht nur über den kurzen Augenblick selbst.
Der zentrale Vorwurf, der erhoben wird, ist: Israel wäre nicht gegründet worden ohne den Völkermord an den europäischen Juden. Die Shoa wurde dazu missbraucht, die Vertreibung der Palästinenser zu rechtfertigen. Und: Die Palästinenser mussten für Verbrechen bezahlen, die nicht sie begangen hatten. Die Gründung des Staates Israel sei ein neues, bis heute währendes Verbrechen, es werde aber von Europa geduldet in Folge seines schlechten Gewissens.
Ob der Staat Israel ohne die Katastrophe des Mordes an den europäischen Juden jemals gegründet worden wäre, ist eine müßige, obwohl beliebte Spekulation. Wahrscheinlich ist, dass der Holocaust nicht verhindert worden wäre, wenn es diesen Staat schon nach dem 1. Weltkrieg gegeben hätte; dass aber Hunderttausende hätten überleben können, wenn ihnen schon damals der Weg in eine jüdische Heimstatt offen gestanden hätte. 

Jenseits von Spekulationen ist es mir wichtig, deutlich zu machen: Die jüdische Bewegung, im „Land der Väter“ zu siedeln, begann am Ende des 19. Jahrhunderts. Sie hatte religiöse Wurzeln; sie war Resultat der gescheiterten und bitter enttäuschten Bereitschaft zur Anpassung in Europa und sie wurde zunehmend auch eine moderne Bewegung zur Bildung einer Nation für ein Volk; wie überall damals in Europa. Die Siedler kamen in ein Land mit großer jüdischer Tradition, mit überwiegend arabischer, aber auch jüdischer Bevölkerung, beherrscht von den Türken, dann verwaltet von den Briten.
Diese Einwanderung war weder eine kolonialistische noch eine imperialistische Geschichte, wie bei uns oft behauptet wird. Die Siedler waren Kolonisatoren im handfesten und ursprünglichen Sinn; ihr Ziel und ihr Werk war Aufbau und Kultivierung des Landes. Sie eroberten das Land nicht, sondern sie kauften Land für Felder und Häuser. Bis zum Ende des Ersten Weltkrieges war die Staatsgründung keineswegs die einzig denkbare Form einer „nationalen Heimstätte des jüdischen Volkes“. Und ein Neben- und Miteinander wurde zunächst durchaus nicht von allen Arabern abgelehnt.
Das änderte sich in den 20iger und 30iger Jahren, als die arabischen Führer sich entschieden, alles zu tun, um die Siedlung der Juden mit Gewalt und Bürgerkrieg zu verhindern – Gewalt vor allem gegen die jüdischen Gemeinden, die seit Jahrhunderten im Land lebten, wie in Hebron. Zu diesem Zeitpunkt allerdings waren dann die Träume eines binationalen Staates ausgeträumt; die Gründung eines eigenen Staates war nicht nur Programm, sondern wurde mit den vorstaatlichen Institutionen des Yishuv wie der Jewish Agency, der Histradut, der Hagana auch praktisch vorbereitet.
Die arabischen Führer haben mit ihrem Verhalten ab 1920, spätestens durch ihre ausdrückliche Unterstützung Hitlers, entscheidend dazu beigetragen, dass nur noch ein jüdischer Staat als Option blieb. Nicht nur die Erfahrung des Holocaust und die Nachrichten aus den Todeslagern, sondern ebenso sehr die Erfahrung des Bürgerkriegs in Palästina hatten dem Zionismus vollkommen recht gegeben.
Die Gründung des Staates Israel auf der Grundlage des UN-Beschlusses, der im Groben vom Verlauf der jeweiligen Siedlungsgebiete ausging, war kein später Akt von Kolonialismus. Im Gegenteil: Diese Gründung war Teil der geordneten Auflösung der britischen und französischen Kolonialreiche im Nahen Osten. Insoweit ist sie auf jeden Fall Folge und Ergebnis des Zweiten Weltkrieges.
Ein anderer Versuch, die Berechtigung Israels zu bestreiten, ist die Behauptung: der Zionismus sei nur jüdischer Nationalismus; solch Nationalismus aber sei spätestens 1945 „historisch bankrott“ gewesen. Die Vorstellungen von Staatsvolk und Nation seien angesichts übernationaler Verflechtungen überholt, der Wunsch, als Juden in einem jüdischen Staat leben zu wollen, sei nur noch reaktionär, undemokratisch oder gar rassistisch.
Ich muss Ihnen nicht aufzählen, wie viele Staaten sich nach dem Weltkrieg neu gebildet haben, bis in die letzten Monate hinein, Beispiel Kosovo. Viele von ihnen sind bald nach Gründung Bündnisse eingegangen, zuletzt sind die Staaten aus der Konkursmasse des sowjetischen Reiches der EU beigetreten. Aber damit ist doch der nationalstaatliche Rahmen für Demokratie, für den Schutz der Menschenrechte (auch der Rechte der Minderheiten!!) keineswegs verschwunden! Hannah Arendt hat zu Recht darauf hingewiesen, dass die Menschenrechte stets gefährdet sind, solange sie nicht Bürgerrechte, Staatsbürgerrechte werden.
Es bleibt das Geheimnis dieser vor allem linken Kritiker, warum ein rumänischer Staat (mit großer ungarischer Minderheit) auf Grundlage rumänischer Sprache und Traditionen selbstverständlich ist, ein lettischer (mit russischer Minderheit) kein Problem, aber ein jüdischer Staat ein Fehlgriff der Geschichte und von Beginn an gescheitert sein soll. Dabei ist es ganz einfach: Jawohl, der jüdische Staat ist ein klassisches modernes Nationalstaatsprojekt mit allen Licht- und Schattenseiten, allerdings unter besonderen Voraussetzungen. Aber ihm allein wird aus diesem Grund die Legitimität abgesprochen. Dabei haben gerade die Juden die Erfahrung gemacht, was es heißt, nicht nach den eigenen Regeln leben zu können.
Eine dritte Linie des Angriffes gegen die Staatsgründung Israels zielt auf ihre Begleitumstände. Sie wissen, der Teilungsplan der UN orientierte sich grob an den Siedlungsgebieten. Der für Israel vorgesehene Teil war klein (+ Negev) und zersplittert, Jerusalem isoliert. Dennoch stimmte die jüdische Gemeinschaft dem Plan zu. Die Araber/Palästinenser aber blieben bei ihrer Linie: Ein jüdischer Staat darf im Nahen Osten auf keinen Fall und in keiner Form entstehen. Sie versuchten die Umsetzung des UN-Beschlusses mit Gewalt zu verhindern, zunächst durch Bürgerkrieg, dann mit dem Überfall der arabischen Staaten auf das Land am 15. Mai 1948.

Dieser aufgezwungene Krieg wurde für Israel ein Kampf um Leben und Tod. Das Ergebnis ist Ihnen bekannt. Am Ende war Israel größer geworden; die Entscheidung über diese Ausdehnung fiel wesentlich nach militär-strategischen Gesichtspunkten. Aber Israel eroberte keineswegs, was es gekonnt hätte, das ganze Palästina. Im Laufe dieser sehr harten Kämpfe ist es auf beiden Seiten zu Fluchtbewegungen, und zu nicht nur kampfbedingten Vertreibungen gekommen. Verlierer in diesem Krieg waren die arabischen Führer; den Preis haben am Ende rund 700.000 pal. Flüchtlinge, bezahlt; und sie bezahlen ihn bis heute.

Ja, das Jahr 1948 war eine Katastrophe für die Palästinenser, wie sie es bezeichnen. Aber die Verantwortung für diese Katastrophe tragen die Führer, die den Teilungsplan ablehnten und den Krieg begannen, um die Juden ins Meer zu jagen. Den Staat der Palästinenser neben Israel hätten sie damals bekommen, wenn sie gewollt hätten. Aber auch nach dem Krieg wurde kein palästinensischer Staat gegründet, denn Jordanien verleibte sich das Land ein – haben Sie jemals Kritik daran gehört?

Es steht ganz außer Frage, dass vielen arabischen Menschen in der Folge des Krieges von 1948 bitteres Leid geschehen ist. So wie vielen Deutschen bitteres Leid geschah, die 1945 flohen oder vertrieben wurden. Eine andere Frage ist, wer politisch dafür verantwortlich ist, und vom wem heute dafür eine Rücknahme und „Wiedergutmachung“ als Vorbedingung für jeden Frieden abverlangt werden kann. Israel hat in der Folge rund 800.000 jüdische Flüchtlinge aus den arabischen Staaten aufgenommen, weil sie in ihrer dortigen Heimat nicht länger leben konnten. Von dieser Vertreibung spricht heute niemand mehr; denn Israel bot den jüdischen Flüchtlingen eine Heimat, während die Araber den Palästinensern nur dauerhafte Lager zur Verfügung stellten. Das immer wieder – gerade auch von Israelkritikern hierzulande – als Vorbedingung für eine Friedenslösung genannte Rückkehrrecht für die palästinensischen Flüchtlinge ist ein gezielter Angriff auf die Existenz Israels als jüdischer Staat. Es ist so wenig begründet und so wenig akzeptabel wie ein „Recht“ auf Rückkehr der Deutschen nach Breslau und Danzig.

Ich möchte es noch klarer sagen, weil wir dieses Muster immer wieder finden:  Kann wirklich derjenige, der seine Nachbarn überfällt, dann, wenn der Überfall misslingt, erwarten und einfordern: Alles zurück auf Null, und neues Spiel? Zurück auf den Zustand vor dem Angriff 1948, zurück auf den Zustand vor 1967 und 1973, wie es gerade passt? Und das gleichzeitig mit der Ankündigung, sich nie und nimmer mit der Existenz eines jüdischen Staates Israel abzufinden! 
Bei den meisten Staatsgründungen nach dem Krieg kam es zu Bevölkerungsbewegungen großen Stils; denken Sie an Europa, denken Sie etwa an Pakistan und Indien. Nirgendwo haben vernünftige Menschen die Rücknahme dieser Flucht und Vertreibungen zur Voraussetzung von Konfliktlösungen gemacht. Nirgendwo, nur in Fall Israels ist wieder alles anders. Ich bin überzeugt, das zielt darauf, das Jahr 1948 wieder rückgängig zu machen; die Legitimität des jüdischen Staates zu untergraben. Deshalb spreche ich darüber.
Verzeihen Sie bitte, wenn ich Eulen nach Athen getragen habe und nur über Dinge gesprochen haben sollte, über die wir uns ohnehin einig sind. Aber mein Eindruck ist, dass der Druck auf Israel stärker wird, und dass auch wir uns wappnen müssen. Sie haben die alarmierenden Zahlen gelesen, dass vor allem bei den jüngeren Menschen das Bewusstsein für unsere deutsche Verantwortung im Schwinden ist. Und dass über 80% keinen Grund sehen, Israel im Falle einer Gefahr zu unterstützen.
Eine Gefahr kann bald kommen. Israel ist ein junges, wundervolles, quicklebendiges, kraftvolles und starkes Land. Aber dennoch, es ist bedroht. Im Libanon hat die Hizbollah unter den Augen der UN und entgegen internationaler Beschlüsse nicht ab-, sondern aufgerüstet, und will die Macht im Staat. Hinter ihnen und der Hamas steht der Iran. Es ist ja zumindest nicht auszuschließen, dass dessen Drohungen so ernst zu nehmen sind wie Hitlers Drohungen hätten ernst genommen werden müssen. Wie also wird die Welt, werden wir reagieren, wenn die Hizbollah Israel zum nächsten Waffengang herausfordert? Wird sie wieder vor allem Israel zur Mäßigung aufrufen?
Sehen Sie es mir bitte nach, wenn meine Rede über den 14. Mai 1948 etwas sperrig geraten ist. Es ist schade, aber ich denke, wir müssen das Land auch an einem solchen Tag gegenüber seinen Kritikern und gegen seine Feinde verteidigen. Im Übrigen schließe ich mich den Glückwünschen und guten Wünschen meiner Vorredner von Herzen an. Es lebe Israel!
